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Zugestellt am
500 A>ril 3969

I m N a m e n ' d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklngtor,

—Prozeßbevollmächtigtez
o „ „ ° „ „ „ „ „ „ „ ° 0—

g e g e n

Beklagter und ■evisionsklägero

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27„ März 1969 durch

Senatspräsident S t e n g e 1

—Vorsitzender—‚

Bundesrichter Dr° Schwenkhart und

Bundesrichter S o n n e n b e r g ,
Bundessozialrichter Dr° D e i t e r und

Bundessozialrichterin J o h n s e n

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 80 Oktober

1968 aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird an das Landessoziulgericht

zurückverwieseno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9.3.1ii_9. 9-s.__

Der Kläger, geboren am 12° November 4918, wurde nach dem

Besuch der Volksschule in einer Orchesterschule als

Musiker ausgebildet (1954—4957)° hr bezieht wegen ”Glied—

verlust im rechten Oberarm und rechtsseitiger kombiniérter

Schalleitungsschwerhörigkeit” als Schädigungsfolgen eine

Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdB) von 90 V„H„; darin ist eine Erhöhung der ldß

um 20 V„H„ nach 5 30 Abs° 2 des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG) wegen seines besonderen beruflichen Betroffenseins

als Musiker enthalten„ Der Kläger ist jetzt als Verwaltungs—

angestellter tätig und wird seit ’966 nach BAT V c
(früher nach TGA VII) vergütet„

Im März 1964 beantragte er die Gewährung eines Berufs—.

schadensausgleichs nach 9 50 Abs° 5 und 4 BVG° Das Ver—

sorgungsamt (VersorgA) Oldenburg lehnte den Antrag mit
Bescheid

vom 260 Oktober 4965 ab, weil ein Einkommensver«

lust von mindestens 75‚—— DM monatlich nicht vorliege

bzw„ ein Berufsschadensausgleich nach Anrechnung des durch

die Erhöhung der MdB nach 5 50 „be, 2 BVG erzielten Mehr?

betrages nicht zu gewähren sei (5 30 Abs° 5 BVG)° Bei

Ermittlung des Einkommensverlustes legte das Versorgi das

Vergleichseinkommen eines Angestellten —”Orchestermusikers ‚
nach Tabelle III, Leistungsgruppe III "aller Wirtschafts—

bereibhe"_zugrunde°

Der Widerspruch blieb erfolglos (Bescheid des Landesver-

sorgungsamts —LVersorgA— Hannover vom 240 Februar 1966)°

Mit der Klage hat der Kläger beantragt‚ die eblehnenden

Bescheide der Versorgungsbehörden aufzuheben und den he—

klagten zu verurteilen, ihm den Berufsschadensausgleich

vom 40‘Januar 4964 an unter Zugrundelegung der Leistungs—.

gruppe II der Tabelle für technische Angestellte —Wirt— ‘
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schaftsbereiche Industrie, Handel, Geld— und Versicherungs—

wesen bzw° aller Wirtschäftsbereiche zusammen— zu berechnen°

Das Sozialgericht (SG) Oldenburg hat dem Kla5eantrag (Urteil

vom 9; „u5ust 1966) entsprochen° D s Le-ndessoziulgericht (LSG)

Iliedersuchsen hat mit Urteil vom 8 Oktober 4968 wie fol5t

c‘nts chipden;

”Auf die 3erufuh5 des beklagten Landes wird das Urteil des
Soziol5eriehts Oldenburg vom 90 Au5u5t 1966 aufgehobeno

Auf dielenge „erden der Widerspruchsbeecheid vom 240 Februar

1966 u;1d der Bescheid vom 260 Oktober 1965 dbhin abgeändert,

daß das End5rund5ehalt der Besoldungsgruppe A 8, erhöht um den

ertszu5chlag nach Stufe 2 ’rtsklusse 3, dann dem Berufsschadens—

aus5leich zu5runde zu le5en ist, falls und soweit dies höher

liegen sothe, als der im Bescheid vom 26 Oktober 1965 zugrunde—

5ele5te durchschnittliche Bruttomonatsverdienst der Leistungs—

5ruppe 111 der technischen „n5estellten der Wirtschaftsgruppe

”alle Wirtschaftsbereiche zusammen”° im übrigen wird die Klage
abgewiesen

Außer5erichtliche Kusten haben die Beteiligten einander nicht zu
e1%sc tten.

Die R<Vision wird zu5eM .;5 en°

Das LSG hat uu°°efudrt der Klä5er hätte ohne die Schädi5ungs—

Eol5en in abhän5i5er Stellung als Musiker aller Wahrscheinlich—

keit nach keine Berufsstellun5 erreicht, die höher als mit der

Leis tungsgruppe Ill ein5esatuft werden kön..e° Er habe jedoch an53—

strebt, als Militärmusiker in den Staatsdienst einzutreten; als

riehti5es Vergleichseinkommen sei deshalb nach 5 4 Abs, 2 der DVD

zu % 50 Abs° 5 und 4 des ■nd5rund5ehalt der Besoldungs5ruppe A 8

zuzüglich Ortszuschla5 nach Stufe 2 der Ortsklasse A des Bundes-

besoldungsgesetzes anzunehmenc Da die auf diesem Wege ermittelten

durchschnittlichen Monat sverdienste jewe.ils etwas niedriger gelegen
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hätten als die entsprechenden Durchschnittsverdienste der

„Leistungsgruppe III, der Kläger aber wegen des Verbots der

reformatio in peius nicht schlechter gestellt werden dürfe,

als ihn der Beklagte in den angefochtenen Bescheiden einge—

stuft habe, müßte es grundsätzlich aus Gründen der Rechts—

sicherheit bei dieser Ermittlung des Vergleichseinkommens

verbleiben° Jedoch sei zu berücksichtigen, daß das End—

grundgehalt der Besoldungsgruppe A 8, erhöht um den zugeé

hörigen Ortszuschlag, dem durchschnittlichen Bruttomondts—

‘verdienst der Ahgestelltengruppe
III, hinsichtlich der

Betragshöhe nahekomme und diesen bei etwaigen bevorstehen—

den Änderungen der BesoldungSVOrschriften überschreiten
ikönne, Der Beklagte sei an die in den angefochtenen BeSchei—

den vorgenommene "Eingruppierung" (relativ) gebunden; dieser

“Eingruppierung” sei “Feststellungsch3rakter” beizumessen°

Der Beklagte hat fristgemäß und formgerecht Revision ein—
gelegt und beantragt,

das Urteil des'L8G Niedersachsen vom 80 Oktober

1968 und das Urteil des SG Oldenburg vom

9° August 4966'aufzuheben und die Klage in
vollem Umfang abzuweisen°

Er rügt, das LSG habe die 55 77, 125 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG), 24 des Verwaltungsverfehrensgesetzes
(VeerG) sowie 50 ‚lbs° 4 Satz 1 BVG und 2 der DVG zu 5 50

Abs, 5 und 4 BVG verletzt, Das Berufungsgericht habe nicht
entschieden, ob der geltend gemachte Leistungsanspruch

bestehe oder nicht; es habe vielmehr das endgültige Er-
gebnis von dem Ausgang einer noch vorzunehmenden Berechnung

‚der Verwaltung abhängig gemacht° Dies komme einer unzu—

lässigen Zurückverweisung an die Verwaltung gleich und
verstoße gegen 5 125 SGG, wie auch das Bundessozialgericht

(BSG) in seinem Urteil vom 7° September 1962 (Soz■ Hr° 9

_5_
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zu 5 425 SGG) entschieden habe° Das LSG habe auch die

Bedeutung der 35 77 SGG, 24 VeerG verkannt, wenn es die

”Eingruppierung" des Klägers in dem ablehnenden Bescheid

als eine “Feststellung mit relativer Bindung” angesehen

huheo

Der Kläger hat keinen Antrag gestelltc

Die B;teiligten haben sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhun lung einverstanden erklärt (@@ 424 „bsc 2 455 Abs„ 4,

465 SG )„

Die devision des Beklagten ist zuläs„ig (55 462 Abs° 4 Uro 1‚

464 SGG); sie hatte euch insofern Erfolg, als das angefochtene

Urteil auizuheben und der Rechtsstreit an das LSG zurückzu—

verweisen war°

Der Kläger hat eine Aufhebung und Leistungs— oder Verpflichtung"—

klege erhoben° In seinem richtig verstandenen Interesse tenn sein

Klageuntrag nicht als Feststellungsbegehren aufgefußt werdeno

Der Klägeantrag läßt deutlich erkennen‚ deß der Kläger mehr und

anderes begehrt hat als eine bloße Feststellung darüber‚ daß bei

der Beurteilung seines inspruches auf einen Berufsschadenseus—

gleich sein Einkommensverlust unter Zugrundelegung einer be—

stimmten Leistungsgruppe als ergleiehseinkommen ermittelt werde„

Beantragt ist auch die Aufhebung der Bescheide, durch die der

Beklagte die Gewährung eines Berufsschadensausgleichs, also einer

Leistung, abgelehnt hat° Das Klagebegehrcn ist ersichtlich auch

gar nicht auf Feststellung der ”richtigen Eingruppierung"

(Berechnungsart) als Vorfrage oder Vera ssetzung des Anspruchs

auf einen Berufsschadenseusgleich gerichtet, sondern auf Zuer—

kennung dieses An3pruchs selbst° Der Kläger will kein Urteil

darüber, nach welcher ”Eingruppierung“ sein Einkommensverlust zu
ermitteln ist, er begehrt vielmehr eine Veruteilung des Be—

klagten zur Leistung aus dem Versorgungsverhältnis, nämlich zur
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Gewährung eines Berufsschadensausgleichs oder zur Ver—

pflichtung, ihn entsprechend zu bescheiden„ Ob im vor—

liegenden Fall eine Aufhebungs- und Leistungsklage im

Sinne des % 54 Abs° 4 SGG oder eine Aufhebungs- und Ver—

pflichtungsklage im Sinne des 5454 Abs„ 1 SGG die richtige

Klageart ist (Vgl„ BSG 5 So 60), kann in diesem Zusammen—

hang unerörtert bleiben„ Jedenfalls kommt hier nur eine

dieser Klagearten in Betracht und nicht eine Feststellungsw

klage‚ wie das LSG (worauf seine Ausführungen über den

Feststellungscharakter der Einstufung und sein_Hinweis

auf % 55 SGG schließen lassen) anzunehmen scheint„ Eine

Feststellungsklage wäre auch unzulässigfgewesen„ Ebenso

wieC0gohstand einer Feststellungädage nach @ 55 Abs° 1

Nr„ 4 SGG nicht die einzelnen Faktoren sein kön„en‚ aus

denen die später möglicherweise zu zahlende Rente zu er—
rechnen ist (BSG 4, 184)‚ kann es auch nicht die Einstu-

fung in eine Leistungsgruppe sein, nach der der Einkommens—

verlust —Zur Prüfung des Anspruchs auf einen Berufsschadens—

ausgleich zu ermitteln ist° Die Eingruppierung in eine

Leistungsgruppe ist zwar als.Berechn—ungsgrundlage für

den Anspruch auf den Berufsschadenseusgleich bedeutsam,

sie ist aber lediglich eine "Vorfrege" oder ein Element

des Rechtsverhältnisses und kann daher ebensowenig
“festgestellt" werden wie eine einzelne Reohtsfrage, eine

rechtserhebliche Tatsache oder eine Anspruchsvoraus—

setzungoEs besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Fest—

stellung der richtigen Einstufung zur Ermittlung des

Einkommensverlustes neben und losgelöst von dem Anspruch

auf die Leistung eines Berufsschadensausgleichs selbst°

Auf die hier vorliegende Aufhebung und Leistuhgs— oder

Verpflichtungsklage hätte das LSG über den geltend ge—

machten Anspruch zumindest dem Grunde nach entscheiden

müssen (BSG Urteil vom 25° Februar 1958, 8023 Nr„ 2 zu 5

150 SGG)„ Es hätte jedenfalls prüfen und feststellen

_.7—
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müssen‚ ob begründete Wahrscheinlichkeit besteht‚ daß dergeltend

gemachte Leistungsenspruch wenig$ens in einer Mindesthöhe gegeben

ist oder nicht (vglo BSG, Urteile vom 1„ Dezember 4960, SozR Nr„ 3

zu 5 450 SGG; vom 28° Februar 1961, 5023 Nr„ 4 zu % 450; vom
7„ September 4962‚ Soz■ Nr„ 9 zu % 125 SGG)°

Das LSG hat aber die F;age‚ ob der geltend gemachte Leistungsan—

spruch begründet ist, überhaupt nicht entschieden; es het.sich

vielmehr nur mit der “Eingruppierung” befeßt, eine “Feststellung”

über die seiner Ansicht nach gesetzmäßige Einstufung getroffen

und dem Beklagten dem Sinne nach aufgegeben, die Frage, ob ein

LcistungSanspruch besteht oder nicht, danach, und zwer nach einer

„rt Vergleichsberechnung (Besoldungsgruppe n 8‚ mindestens jedoch

Leistungsgruppé Ill) erneut zu prüfeno Die Prüfung, ob dem Kläger)

ein Leistungsenspruch zusteht, hätte aber des LSG selbst vornehmen

müssen° Hierzu hätte es sich um so mehr veranlußt sehen müssen, als

der Beklagte seine eblehnenden Bescheide und seinen Klageubweisungs n—
trdg■ euSdrücklich darauf gestützt hat, daß «bei Zugrundelegung

der Leistungsgruppe III— din Leistungsenspruch wegen Fehlens eines

hinkommensverlustes und wegen der Anrechnung nach 5 50 Abs„ 5 BVG

nicht bestehe, und des L$G die Besoldungsgruppe A 8 —die seiner

dnsicht nach richtige Einstufung— als (noch) niedriger liegend

(als die Leistungsgruppe III) angesehen het° Basiseruiungsgericht

hat den gegen die Aufhebung und Leistungs— oder Verpflichtungsklnge

gerichteten Klageebweisungsentrag des 3eklegten nicht verfehrens—

gerecht behandelt, wenn es diesen Antrag (teilweise) abgelehnt und

die angefochtenen Bescheide (teilweise) aufgehoben hat, obgleich

es nicht festgestellt hat, daß dem Kläger die begehrte Leistung

zu Unrecht versagt werden ist° Der Beklagte erblickt darin zu deoht

eine Verletzung des 5 425 SGS-°

Dus LSG hat die ”Eingruppierung” des Klägers in die L istungs-

gruppe III in den Bescheiden des Beklagten, welche die Leistung

eines Berufsschadensausgleichs abgelehnt haben, als (relativ)
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bindend angesehen° Es hat hieraus gefolgert, bei der Prü—

fung des Anspruchs auf einen Berufsschedensausgleich sei

der Einkommensverlust nunmehr (stets)mindestens nach

Leistungsgruppe III als Vergleichseinkommen zu ermitteln,

s0weit dies für den Kläger günstiger sei als "die richtige

Einstufung"° Der Senat vermag dieser Ansicht nicht zu folgen,

Zu Unrecht hat das Berufungsgericht dieser Eingruppierung

"Feststellungscharekter" beigemessen° Die ”Eingruppierung”

in die Leistungsgruppe, die der Beklagte zur
Ermittlung

des Einkommensverlusts vorgenommen hat, ist keine ”selb—

ständige Regelung", "kein Verfügungssatz"; sie gehört nicht

*zu dem entscheidenden Teil des Verwaltungsektes; dieser be—

schränkt sich vielmehr auf die Ablehnung des Anspruchs auf

Leistung (eines Berufsschadensausgleiehs)° Die Eingruppierung

zur
Ermittlung des Einkommensverlusts gehört zu den für die

Ablehnung des Leistungsanspruchs maßgebend gewesenen Er—

wägungen, die dem E scheid als Begründung beigegeben werden

ist° Die Gründe nehmen an der Bindungswirkung (@@ 77, 24

VeerG) nicht teil (BSG 26, 266, 269 mit weiteren Hinwei—

sen)() Die “Eingruppierung” in einen den Leistungsanspruch

auf seinen Berufsschadenseusgleich ablehnénden Bescheid ist

nicht ebenso zu werten wie die Feststellung von Schädigungs«

folgen (Anerkennung) in einem Versorgungsbescheid, in dem

eine Rente abgelehnt werden ist, Die Eingruppierung hat
außer iür den Anspruch auf den Berufsschadensausgleich
selbst keine rechtliche Bedeutung; sie ist nicht —wie die

Anerkennung von Schädigungsfolgen— für weitere Ansprüche

oder Rechtsfolgen bedeutsam° Mit dem Antrag auf einen

Berufsschadensausgleich wird auch kein doppeltes Ziel er—

strebt: Eingruppierung und Leistung, sondern nur die Lei—

stung° Mit der Ablehnung der Leistung auf einen Berufs—

schadensausgleich hat die Verwaltung den Antragsteller

"vollständig" beschieden (vgl° auch Haueisen, Verwaltungs—

gerichtliches Urteil und Verwaltungsekt, NJW 1959 S° 697,

698), Jedenfalls insoweit rechtfertigt des vonder Verwaltung

zugrunde gelegte Ermittlungsergebnis über die

..9...
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Bingruppierung keinen Vertrauensschutz auf eine “positive

Bestandskraft”; damit liegt jedenfalls ins-weit kein

(selbständiger) feststellender‚ begünstigender Verwaltungs—

ekt vor! Es kann dahingestellt bleiben, ob und gegebenenfalls

unter welchen Voraussetzungen die Eingruppierung dann dem entschei—

denden Teil ("Verfügungesatz") des Verwaltungsaktes zuzurechnen

'und ihr damit ”Bestandskreft" zuzumessen ist, wenn aufgrund dieser'

Eingruppierung eineleistung bewilligt werden ist (auch Üinsoweit

eblehnend: Sledek im B richt über die Arbeitstegung der Grund—

satzreferenten der Lendesversorgungsämter, KGV 1968 So 118 zu
Nr„ 4); als Teil der Begründung eines die Leistung ablehnenden

Bescheids kommt ihr jedenfalls kein ”Feststellungscherekter“ zu
{vgl„ auch Urteil des erkenne■den Senats vom 50 November 1961

—KOV 5/62 SO 114 und Rspr„Nro 1557)„ Die hiervon abweichendeg

Auffassung des LSG läßt sich auch nicht auf das Urteil des BSG

vom 15„ Dezember 1966 (2 RU 128/65) in einem Rechtsstreit aus der

gesetzlichen Unfallversicherung stützen; dort ist nur gemagt, daß

der Jahreserbeitsverdienst als Grundlage der Rentenberecnnung

in einen Lei;typgpbpyi}djggggpbggghpid Öim Einzelfall ”Fest—..- ..

stellungscherakter" (mit Bindungswirkung) haben könneo

Wenn sich bei gesetzmäßiger ”Eingruppierung", d„h° bei richtiger

Ermittlung des Einkommensverlusts—und Anwendung der Anrechnungsvor—

schrift des S 50 Abs„ 5 BVG—kein Anspruch des Klägers auf die
begehrte L istung ergibt‚ so sind die angefochtenen (ablehnenden)
Bescheidé rechtmäßig° Das Begehren des Klägers auf Aufhebung der-

engefochtenen Bescheide und zur Verurteilung zu einer Leistung

(oder zu einer entsprechenden Verpflichtung) wäre dann unbegründet;

die Klage wäre abzuweisen„ Gegen das Verbot der reformatiou in

peius würde damit nicht verstoßen werden; der Kläger wäre nicht

schlechter gestellt als durch die angiochtenen Bescheide,

weil durch diese weder die Leistung bewilligt noch eine ihn
”begünstigende Feststellung“ (mit Bindungswirkung) getroffen werden,

ist° Ergibt sich hingegen eine begrändete Wahrscheinlichkeit, daß
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der geltend gemachte Leistungsanspruch im konkreten lele

wenigstens in einer Mindesthöhe (in der streitigen Zeit

bis zum Erlaß des Urteils) gegeben ist, so bestehen gegen

ein Grundurteil auf Leistung oder Verpflichtung keine B,—

denken; daß irgendwelche Von der Beklagten zu erbringen—

delLei5tungen möglicherweise später -bei Änderung der

Besoldungs— und Tarifvorschriften» in Betracht kommen

könnten, genügt nichto Das angefochtene Urteil kann danach

nicht aufrechterhalten werden° Der Senat kann nicht in der

Sache selbst entscheiden° Das LSG hat die Entscheidung

darüber, ob dem Kläger ein Leistungsenspruch zusteht oder

nicht, nachzuholen° Hierbei hat es die Sech— und iechts—

lage zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung zugrunde—

zu legen„

Der Rechtsstreit war sonech zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an des LSG zurüokzuverweiseno

Die Entscheidung über die Konten bleibt dem ebechließen—

den Urteil vorbehalten„

Stengel Bundesrichter Dr° Schwankhert Sonnenbecg
ist erkrankt; er kann daher
nicht unterschreiben„

Stengel
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